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ZEITSPIEGEL | EUROPA

Euro-Schnellzug nach Brüssel?
So// der Bundesrat den verfassungsmässigen. Auftrag er/za/ten,

mit der Eurapätsc/ten [/nzon o/zne Verzug über einen Beitritt zu

uer/zunde/n? Am 4. März /coznnzt die Initiative «Ja zu Europa»

vor Vöde und Stände. Die Zeit/upe Zieferi die Bäntergründe.

Was will die Initiative «Ja zu Europa»?
Die 1996 mit über 106000 gültigen Un-
terschriften eingereichte Volksinitiative
verlangt, dass die Schweiz sich an der

europäischen Integration beteiligt und
den Beitritt zur Europäischen Union
anstrebt. Zu diesem Zweck soll der
Bundesrat unverzüglich Beitrittsver-
handlungen aufnehmen. Dabei müssen

gemäss dem Wortlaut der Initiative
unsere demokratischen und föderalisti-
sehen Grundwerte sowie die sozialen
und ökologischen Errungenschaften
unseres Landes gewahrt werden. Zudem
müssen die Interessen der Kantone
berücksichtigt werden.

Warum kommt diese Initiative vors Volk?

Das Volksbegehren der Neuen Euro-
päischen Bewegung Schweiz, einem
Zusammenschluss von fünf europä-
ischen Bewegungen, sollte Druck auf
den Bundesrat ausüben, das 1992 in
Brüssel hinterlegte Beitrittsgesuch der
Schweiz zu aktivieren. Der Gegenvor-
schlag des Bundesrates, der
das Ziel eines Beitritts ohne
einen festen Fahrplan in
einem Bundesbeschluss ver- ^ankern wollte, wurde im
Ständerat verworfen. Damit
wurde für die meist jugendli-
chen Initianten eine Volksab-

Stimmung unvermeidlich.

Wie haben sich die politi-
sehen Parteien entschieden?
Die Delegierten der Freisin-

nig-Demokratischen Partei
haben die Volksinitiative mit
58 Prozent Nein- und 42
Prozent Ja-Stimmen uner-
wartet knapp verworfen. Die Wann wehen Schweizer- und Europafahne am Bundeshaus?

Delegierten der Christlichdemokrati-
sehen Volkspartei haben dem Volks-
begehren mit 56 Prozent Ja-Stimmen
überraschend zugestimmt. Die Sozial-
demokratische Partei und die Schweize-
rische Volkspartei haben diese Europa-
Initiative praktisch einstimmig bejaht
oder verneint. Die Liberale Partei der
Schweiz stimmt ihr zu.

Was ergeben die Meinungsumfragen?
Acht Wochen vor dem Abstimmungs-
sonntag ergab die Meinungsumfrage der

Zeitungen «Tages-Anzeiger» und «Le

Temps» dieses Bild: 45 Prozent der be-

fragten Schweizerinnen und Schweizer
stimmen dem Volksbegehren «Ja zu Eu-

ropa» zu und 46 Prozent lehnen dieses

ab. Befürwortet wird die Europa-Initiati-
ve deutlich von Westschweizern, Frau-

en, Jungen, Städtern und Linken. Abge-
lehnt wird sie ebenso klar von Deutsch-

Schweizern, Männern, alten Menschen,
der Landbevölkerung und politisch
rechts Stehenden. Nur ein Drittel der

Befragten will, dass die Schweiz ihren
unabhängigen Alleingang fortsetzt,
doch 59 Prozent finden, die Schweiz
müsse eines Tages Mitglied der Europäi-
sehen Union sein.

Welches ist die Europapolitik unseres
Bundesrates?
Die Landesregierung betont das strategi-
sehe Ziel eines Beitrittes zur Europäi-
sehen Union. Der Bundesrat lehnt aber
die Initiative «Ja zu Europa» ab, weil sie

«im falschen Zeitpunkt» kommt und der

verfassungsmässigen Zuständigkeit der

Regierung in aussenpolitischen Fragen
widerspricht. Bern will zuerst die bilate-
ralen Verträge einbringen, erste Erfah-

rungen mit dem freien Personenverkehr
sammeln, die Regierungsreform an-
packen, die Folgen für die direkte De-
mokratie und den Föderalismus unter-
suchen sowie die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer und die Senkung der direkten
Bundessteuer prüfen.

Wie könnte der Europa-Fahr-
plan der Schweiz aussehen?
Nach der Meinung der Initi-
anten werden Volk und Stän-
de frühestens im Jahr 2006 in
Kenntnis des Verhandlungs-
ergebnisses über den Beitritt
entscheiden. Der Bundesrat
will spätestens in der nächs-
ten Legislatur, also zwischen
2003 und 2007, über eine
Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen befinden. In die-
sem Falle könnte eine Volks-

abstimmung voraussichtlich
im Jahr 2010 stattfinden, also

etwa vier Jahre später, als die
Initiative will.
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